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Pflegeversicherung die Kosten einer Ersatzpflege für bis zu vier Wochen. Ab 2012 liegt die Grenze bei 
1.550 € pro Jahr.  

Poolen von Leistungen 

Versicherte  können  Pflegeleistungen  auch  gemeinsam mit  anderen  Leistungsberechtigten  –  zum 
Beispiel den Mitbewohnerinnen und Mitbewohnern  in einer  Senioren‐WG –  in Anspruch nehmen. 
Das nennt man „Poolen“ von Leistungen. 

Das  so  genannte  „Poolen“  von  Leistungsansprüchen  soll  insbesondere  die  Situation  bei  ambulant 
betreuten Wohnformen und Senioren‐Wohngemeinschaften verbessern und  ihre Nutzung  fördern. 
Beispielsweise kümmert sich in einem Wohnhaus oder in einer Wohngemeinschaft eine zugelassene 
Pflegekraft oder ein zugelassener Pflegedienst um mehrere Pflegebedürftige.  

Dadurch  werden  in  vielen  Fällen  Zeit  und  damit  Geld  gespart,  aus  dem  dann  zusätzliche 
Betreuungsleistungen finanziert werden können, wie zum Beispiel gemeinsames Vorlesen. Die durch 
„gepoolte“  Leistungsansprüche  erschlossenen  Wirtschaftlichkeitsreserven  sind  vom  ambulanten 
Pflegedienst  ausschließlich  im  Interesse  der  am  „Pool“  beteiligten  Pflegebedürftigen  für  die 
Betreuung zu nutzen. Das bedeutet: Das „Poolen“ von Leistungen bringt mehr Zeit  für Zuwendung 
[vgl. Bundesministerium für Gesundheit 2008]. 

Pflegehilfsmittel 

Grundsätzlich  werden  darunter  Geräte  und  Sachmittel  verstanden,  die  zur  häuslichen  Pflege 
notwendig  sind,  die  erleichtern  und  dazu  beitragen,  dem  Pflegebedürftigen  eine  selbstständige 
Lebensführung zu ermöglichen. Die Pflegekasse unterscheidet:  

 technische  Hilfsmittel  wie  beispielsweise  ein  Pflegebett,  Lagerungshilfen  oder  ein 
Notrufsystem 

 Verbrauchsprodukte wie zum Beispiel Einmalhandschuhe oder Betteinlagen 

Kosten  für  Hilfsmittel  werden  von  der  Pflegeversicherung  übernommen,  wenn  keine 
Leistungsverpflichtung der Krankenkasse besteht. Das Pflegehilfsmittelverzeichnis der Pflegekassen 
informiert  darüber,  welche  Pflegehilfsmittel  zur  Verfügung  gestellt  bzw.  leihweise  überlassen 
werden. 

Zu den Kosten für technische Hilfen muss der Pflegebedürftige einen Eigenanteil von 10 %, maximal 
jedoch 25 €, zuzahlen. Größere technische Hilfsmittel werden oft  leihweise überlassen, sodass eine 
Zuzahlung  entfällt.  Die  Kosten  für  Verbrauchsprodukte  werden  bis  zu  31  €  pro Monat  von  der 
Pflegekasse  erstattet.  Wenn  Rollstühle  oder  Gehhilfen  ärztlich  verordnet  werden,  tragen  die 
Krankenkassen die Kosten [vgl. Bundesministerium für Gesundheit 2008]. 

Wohnraumanpassung 

Die  Pflegekasse  zahlt  unabhängig  von  der  Pflegestufe  auf  Antrag  bis  zu  2.557  €  als  Zuschuss  für 
Anpassungsmaßnahmen, die die häusliche Pflege in der Wohnung ermöglichen, erleichtern oder eine 
möglichst  selbstständige  Lebensführung  des  Pflegebedürftigen  wiederherstellen.  Ziel  solcher 
Maßnahmen  ist  es  insbesondere,  eine  Überforderung  der  Pflegekraft  zu  verhindern.  Bei  der 
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Bemessung des Zuschusses wird ein Eigenanteil erhoben, der  sich nach dem Einkommen der oder 
des Pflegebedürftigen richtet.  

Die Pflegekasse zahlt einen Zuschuss zu verschiedenen Maßnahmen der Wohnungsanpassung. Einen 
Zuschuss gibt es für Maßnahmen, die mit wesentlichen Eingriffen in die Bausubstanz verbunden sein 
können, wie zum Beispiel Türverbreiterungen,  fest  installierte Rampen und Treppenlifte, aber auch 
für den pflegegerechten Umbau des Badezimmers. Außerdem wird der Ein‐ und Umbau von Mobiliar, 
das  entsprechend  den  Erfordernissen  der  Pflegesituation  individuell  hergestellt  oder  umgebaut 
werden muss, unterstützt. 

Einen  Zuschuss  zur Wohnungsanpassung  kann  auch  ein  zweites Mal  gewährt  werden,  wenn  die 
Pflegesituation  sich  so  verändert  hat,  dass  erneute  Maßnahmen  nötig  werden  [vgl. 
Bundesministerium für Gesundheit 2008]. 

Neben  diesem  Zuschuss  gibt  es  jedoch  auch  je  nach  Lebensumständen  und  Krankheits‐  oder 
Behinderungsgrad Fälle, in denen ein Kostenträger für eine finanzielle Unterstützung aufkommt. 

Hierbei werden folgende Kostenträger unterschieden: 

Berufsgenossenschaft als Träger der gesetzlichen Unfallversicherung  

Bei  körperlichen  Einschränkungen,  die  auf  einen  Arbeitsunfall,  Wegeunfall  und/oder  eine 
Berufskrankheit  zurückzuführen  sind,  ist  die  gesetzliche  Unfallversicherung  in  Form  der 
Berufsgenossenschaft bzw. der Unfallkasse  für die Rehabilitation  ihres Versicherten zuständig. Sind 
dafür Wohnraumanpassungen notwendig, werden die Kosten übernommen. Die Leistungen werden 
unabhängig vom Einkommen und der Vermögenssituation des Versicherten gewährt (§ 41 SGB VII in 
Verbindung mit den Wohnungshilfe‐Richtlinien).9  

Träger der gesetzlichen Rentenversicherung und Integrationsamt 

Behinderte  Menschen,  die  berufstätig  sind,  haben  Anspruch  auf  Kostenübernahme  für  die 
behindertengerechte  Gestaltung  ihrer  Wohnung  gegenüber  dem  jeweils  zuständigen 
Rehabilitationsträger.  Hat  der  Arbeitnehmer  bereits mehr  als  15  Jahre  Beiträge  zur  gesetzlichen 
Rentenversicherung geleistet, ist seine zuständige Rentenversicherung der Ansprechpartner.  

Für  behinderte  Menschen,  die  erstmals  nach  Eintritt  der  Behinderung  eine  Berufstätigkeit 
aufnehmen  und  für  die  kein  anderer  Rehabilitationsträger  infrage  kommt  (Auszubildende, 
Arbeitnehmer mit weniger  als  15  Jahren  beitragspflichtiger  Berufstätigkeit)  sowie  für  behinderte 
Freiberufler,  Selbstständige  und  Beamte  ist  nach  §§  17,  22  SchwbAV  das  Integrationsamt 
(Fürsorgestelle) zuständig.  

Die Leistungen werden nach Berücksichtigung des Einkommens des Antragstellers als Darlehen oder 
Zuschüsse  mit  bestimmten  Höchstgrenzen  gewährt.  Die  jeweiligen  Bestimmungen  des 
Rentenversicherungsträgers  (§  16  SGB  VI)  und  des  Integrationsamtes  beziehen  sich  auf  die 
gemeinsamen  Vorschriften  des  §  33  Abs.  8  Ziffer  6  SGB  IX.  Das  Integrationsamt  und  der 

                                                            

9  Weitere  Informationen  der  Internetseite  des  Verbandes  "Deutsche  Gesetzliche  Unfallversicherung"  (DGUV)  unter 
www.dguv.de 
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Rentenversicherungsträger gewähren Wohnungshilfe nur  im Rahmen der beruflichen Rehabilitation 
behinderter Menschen (Erlangung und Erhaltung des Arbeitsplatzes).  

Die Bestimmungen der gesetzlichen Unfallversicherung und des Bundesversorgungsgesetzes  sehen 
entsprechende  Leistungen darüber hinaus auch  im Rahmen der  sozialen Wiedereingliederung  vor. 
Diese Möglichkeit bieten auch das Sozialgesetzbuch XII oder SGB II als  letztes Glied  in der Kette der 
sozialen Sicherung.10  

Sozialamt (Zuschuss oder Darlehen) 

Unter Bezug auf die Eingliederungs‐ oder Altenhilfe kann der Sozialhilfeträger die Beschaffung und 
Erhaltung von Wohnraum  für behinderte und ältere Menschen  finanziell unterstützen. Hierzu zählt 
zum Beispiel der notwendige Umbau einer vorhandenen Wohnung.  

Ein Anspruch auf Leistungen nach den Bestimmungen des SGB XII  (früher BSHG) kann aber  immer 
erst dann geltend gemacht werden, wenn kein anderer Kostenträger zuständig  ist. Außerdem  sind 
die  Leistungen  vom  Sozial‐  und  Grundsicherungsamt  immer  abhängig  vom  Einkommen  und 
Vermögen der Antragsteller und können gegebenenfalls auch nur als Darlehen gewährt werden.11  

Versorgungsamt 

Das Versorgungsamt  ist zuständig für die Anpassung von Wohnraum und seiner Ausstattung an die 
besonderen behinderungsbedingten Bedürfnisse von schwerbehinderten Arbeitnehmern mit einem 
Grad  der  Erwerbsminderung  von mindestens  50  %.  Diese  Leistungen  gehen  den  Leistungen  der 
Pflegeversicherung vor. 

Wohngeld muss  beim  Sozialen  Dienstleistungszentrum  bzw.  der Wohngeldstelle  des  zuständigen 
Bezirksamtes  beantragt werden.  Es wird  als Mietzuschuss  bezahlt  und  hängt  von  der  Anzahl  der 
Haushaltsmitglieder,  der Miete  und  dem  Gesamteinkommen  ab.  Empfänger  von  Sozialleistungen 
haben keinen Anspruch auf Wohngeld.   

7.4 Betriebswirtschaftliche Betrachtung 

Eine  betriebswirtschaftliche  Betrachtung  ist  wichtig  um  die  Wirtschaftlichkeit  der  geplanten 
Maßnahme  und  Investition  zu  bewerten.  Ziel  ist  hier  mit  möglichst  gemäßigten  Kosten  einen 
entsprechenden  Nutzen  zu  erreichen.  Dabei  stellt  die  Refinanzierungsmöglichkeit  der  getätigten 
Investition eine wesentliche Komponente der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung dar. 

Aus  betriebswirtschaftlicher  Sicht  sind  zwei  Aspekte  von  Bedeutung:  zum  einen  die  geplanten 
Investitionskosten und zum anderen der nach Investitionsabschluss erforderliche Mietzins. 

 

 

                                                            

10 http://www.online‐wohn‐beratung.de/rentenversicherung_umbau.0.html. 
11 http://www.online‐wohn‐beratung.de/sgbxii_umbau.0.html. 
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Abgeleitet aus den Erfahrungen der Pilotwohnung in der WBG Burgstädt eG können nachfolgende 
Feststellungen zu den Investitionskosten für eine kabelgebundene Lösung getroffen werden: 

Der  Investitionsaufwand  für  die  entstandene  Vollversion  (61.000  €)  in  der  ersten  Pilotwohnung 
beinhaltet  die Modernisierung  der Wohnung  (53 %  der  Investition),  die  Kosten  zum  Ausbau  als 
barrierearme  Wohnung  (6 %  der  Investition),  Kosten  der  Ausstattung  der  Wohnung  (11 %  der 
Investition) und die Kosten des technischen Assistenzsystems (30 % der Investitionskosten). Dabei ist 
zu beachten, dass die einzelnen Kostenbestandteile teilweise ineinandergreifen.  

Die  in  der  Pilotwohnung  entstandenen  Kosten  waren  im  Verlauf  der  Projektlaufzeit  schon 
nachweislich  optimierbar.  Der  bauliche  Aufwand  im  Standard  ist  minimierbar,  der  Aufwand  im 
Ausbau  ist  durch  neue  Erkenntnisse  insbesondere  elektroseitig  reduzierbar  und  die  Kosten 
elektronischer Bauelemente haben sich verringert (z. B. Kosten des Systems in Vollversion: 01/2010:  
19.000  €,  01/2011:  14.000  €,  01/2012:  3.000–5.000  €). Unter  den  vorbenannten Aspekten  ist  im 
Wiederholungsfall  der  Ausbau  einer  vergleichbaren  Wohnung  in  Vollversion  mit  einem 
Investitionsaufwand zwischen 40.000 € und 45.000 € realisierbar. 

Wesentlich werden sich die Kosten über die modulare Nutzung des Konzeptes der Assistenzsysteme 
definieren.  Die  Vollversion  der  Pilotwohnung wird  in  der  Regel  nicht  das  Erfordernis  sein.  Dahin 
gehend lassen sich die Kosten noch flexibler und geringer gestalten. 

Die wesentlichste Kostenminimierung ergibt sich jedoch  im Wohnungsausbau und der Nachnutzung 
des technischen Assistenzsystems.  

Bevor man den nach Investitionsabschluss erforderlichen Mietzins generiert, müssen nachfolgende 
Aspekte betrachtet werden. 

Die Mietpreisgestaltung unterliegt vielfältigen objektiven und subjektiven Einflüssen. Der Mietpreis 
ist u. a. abhängig von der Lage des Wohnobjektes, der Infrastruktur, dem regionalen Marktpreis und 
vom Sanierungs‐ und Modernisierungsstand (hierbei ist insbesondere die Modernisierungsumlage zu 
berücksichtigen, die eine Deckelung bis 11 % erfährt). Zu berücksichtigen sind der Mietspiegel und 
die gesetzlichen Vorgaben im BGB.  

Über  den  Mietpreis  sind  die  Bewirtschaftungskosten  und  der  Kapitaldienst  zu  realisieren.  Eine 
wesentliche  Ermittlungsmethode  ist die Ertrags‐ und Wirtschaftlichkeitsberechnung. Mittels dieser 
Berechnung lässt sich unter Rentabilitätsgesichtspunkten eine Zielmiete ermitteln. Eine Betrachtung 
der Rendite ermöglicht somit die Beurteilung der Nachhaltigkeit der Investitionsmaßnahme.  

Aus  den  Erfahrungen  der WBG  Burgstädt  eG  kann  festgestellt werden,  dass  zur  Sicherung  eines 
Ertragswertüberschusses  der  Buchwert  der Wohnung  ohne  Grundstück  bei  einer  Investition  von 
30.000 € nicht über 37.300 € und von 45.000 € nicht über 52.300 € liegen sollte. Die Nettokaltmiete 
würde 5,45 €/m² bzw. 6,56 €/m² betragen. Bei einer  Investition von 60.000 € und einem Buchwert 
von  67.300  €  beträgt  die  Nettokaltmiete  7,66  €/m².  Eine  Rendite  zwischen  5,8 %  und  4,5 %  ist 
möglich,  wobei  dieses  einer  gesonderten  Betrachtung  bedarf.  Vorbenanntes  Beispiel  wird  bei 
Wohnungsgenossenschaften  mit  anderen  Buchwerten  der  Wohnungen  (durch  unterschiedliche 
Aktivierung der Wohnungen) zu anderen Aussagen in der notwendigen Miethöhe kommen.  
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Schlussfolgernd  ergibt  sich  aus  dieser wirtschaftlichen  Betrachtung,  dass  die  günstigste  Basis  der 
Investition für eine barrierearme Wohnung mit technischem kabelgebundenem Assistenzsystem eine 
un‐ oder teilsanierte Wohnung ist, wie es im Projekt erfolgte.  

Der durchschnittliche Mietpreis von 4,49 €/m²  [vgl.  Jahresstatistik VSWG 2010]  in den  sächsischen 
Wohnungsgenossenschaften deutet auf einen Sanierungsstand hin, der im Ausbau der Wohnung zur 
barrierearmen Wohnung  einen  teilweise  geringeren  Kostenaufwand  erfordert. Gleichzeitig  scheint 
die modulare Nachrüstung mit  dem  technischen  Assistenzsystem  dennoch  vertretbare Mieten  zu 
ermöglichen. D. h. teilmodernisierte Wohnungen sind noch günstiger, z. B. betrug die Nettokaltmiete 
der ersten Pilotwohnung im teilmodernisierten Zustand 3,75 €/m ².12  

Im Folgenden betrachten wir am Beispiel der ersten Pilotwohnung der Wohnungsgenossenschaft 
Burgstädt den betriebswirtschaftlichen Vergleich in einzelnen Aspekten anhand der Ausbaustufen 
der „Mitalternden Wohnung“. 

Die Ausbaukosten für den Umbau (und die Basisausstattung – Grundverkabelung) der Pilotwohnung 
von 56,54 m² beliefen sich auf 34.538 €. In Abhängigkeit vom Umfang der baulichen Veränderungen 
zur barrierearmen Wohnung und des Gebäudetypes ist festzustellen, dass sich diese Kosten in einer 
Spanne von 20.000 bis 35.000 € bewegen. Diese Kosten fallen unabhängig von einem AAL‐Projekt an. 
Durch  die  Beachtung  baulicher  und  technischer  Anforderungen  von  Anbeginn  an,  kann  eine 
elektronische  Basisausstattung  kostengünstig  implementiert  werden.  Es  fallen  somit  nur  geringe 
Mehrkosten  durch  eine  angepasste  Grundverkabelung  der Wohnung  für  zusätzliche  Steckdosen, 
Schalter und eventuelle Kabellängen an. Hierbei ergibt sich für die Wohnung eine Nettokaltmiete von 
4,75 €/m² bis 5,85 €/m². Zu diesem Preis  ist eine Wohnung  in Burgstädt vermietbar, dies belegt die 
Vermietungssituation der Wohnungsgenossenschaft Burgstädt.13  

Die Kosten  für die  Implementierung des  technischen Assistenzsystems unter Pilotbedingungen  zur 
Realisierung des Grundmoduls der Stufe 1 und bis Stufe 3 (Vollversion) beliefen sich auf ca. 19.000 €.  

Sonstige Kosten beziffern sich auf 7.500 €. Hierunter zählen Elemente der Ausstattung  (z. B.  in der 
Küche, Badmöbel, Lampen …). Im Regelfall werden die Einrichtungselemente durch den Nutzer selbst 
gestellt und finanziert. 

Die Gesamtkosten, die für die erste „Mitalternde Wohnung“ unter Pilotbedingung entstanden sind, 
ergeben somit ca. 61.038 €. Daraus resultiert eine betriebswirtschaftlich notwendige Nettokaltmiete 
in Höhe  von 7,55  €/m².  Eine Nettokaltmiete  in Höhe  von  6,75  €/m² wurde  zum Ansatz  gebracht. 
Vergleichsweise  kann  davon  ausgegangen  werden,  dass  bei  einer  barrierearmen  Wohnung  der 
Baujahre  1960  und  folgend  eine  Nettokaltmiete  in  Höhe  von  6,10  €/m²  erforderlich  ist. 
Folgeinvestitionen  gehen  von  diesem  Ziel  aus.  Je  nach  modularem  Ausstattungsgrad  und 
entsprechenden  Kosten  bis  10.000  €  für  Assistenzsysteme  kann  von  einer  Nettokaltmiete  bis  zu 

                                                            

12 Modernisierungsgrad sächsischer Genossenschaften: 79 % komplett modernisiert, 17 % teilmodernisiert, 4 % unsaniert 
[vgl. Jahresstatistik 2010 des Verbandes Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e. V.] 
13 Die 18 % der Wohnungen (Anzahl: 210), die dieser Aspekt im Wohnungsbestand betrifft, sind ebenfalls vermietet.  
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7,00 €/m² ausgegangen werden. Für vergleichbare Wohnungen mit Vollwärmeschutz werden bis zu 
7,50 €/m² zu erwarten sein. 

Hinzu  kommen  die  kalten  Betriebskosten  (z. B.  Grundsteuer,  Hausmeisterdienste,  Messung  und 
Wartung  der Heizung, Müllgebühren, Winterdienst, Wasser  u. a.)  von  1,13  €/m²  und  die warmen 
Betriebskosten (kalkulierte Heizkosten) von 0,92 €/m².  

Im  bewohnten  Zustand  und  zum  Betrieb  des  technischen  Assistenzsystems  ergeben  sich  jedoch 
weitere Kostenpositionen. Hier wird eine Servicepauschale für den Nutzer für den Internetanschluss, 
den  Notrufanschluss,  Kabelnetzanschluss  Fernsehen,  Stromkosten  Assistenzsystem  sowie 
Wartung/Betreuung in Höhe von ca. 60,00 €/Monat pro Wohnung in Ansatz gebracht.  

Die  Betriebskosten  werden  durch  den  Einsatz  des  technischen  Assistenzsystems  beeinflusst. 
Insbesondere  sind  der  notwendige  Internetanschluss,  der  Anschluss  und  die  Nutzung  des 
Notrufsystems, erhöhter Stromaufwand zum Betrieb des Assistenzsystems und die Wartung der Soft‐ 
und Hardware kostenrelevant. Daraus verdoppelten sich gegenwärtig die monatlichen Nebenkosten.  

Infolge der laufenden Evaluationen der ersten Pilotwohnung konnten entwicklungsseitig bis 01/2012 
der Verkabelungsaufwand, Platzbedarf, Stromverbrauch und Preis des technischen Assistenzsystems 
wesentlich reduziert werden. Dies ist wiederum in der gängigen Praxis zu prüfen. Dadurch reduzieren 
sich  die  Kostenpositionen  in  allen  oben  aufgeführten  Bereichen  (z.  B.  Kosten  Grundverkabelung, 
Kosten Hardware technisches Assistenzsystem und Betriebskosten). 

Die  Hauptfinanzierung  wird  momentan  durch  die  Wohnungsgenossenschaft  und  den  Nutzer 
getragen. Hierbei ergibt  sich  jedoch kein erhöhter  Finanzierungsaufwand  für die Nutzer, da  sie  im 
betreuten Wohnen oftmals denselben oder höhere Mietpreise zahlen. 

7.5 Finanzierungshypothesen 

Alle  Untersuchungen  zu Wohnwünschen  älterer Menschen  zeigen,  dass  die  große Mehrheit  von 
ihnen  ihren  Lebensabend  in  einer  ganz normalen Wohnung  verbringen möchte. Dennoch  sind  sie 
auch bereit umzuziehen, wenn die vorhandene Wohnung nicht den Bedürfnissen entspricht. Durch 
präventive Umbaumaßnahmen  kann die Verweildauer  in den eigenen  vier Wänden  jedoch erhöht 
werden.  Das  Kuratorium  Deutsche  Altershilfe  (KDA)  hat  durch  eine  Befragung  von  1.000 
Seniorenhaushalten  herausgefunden,  dass  nur  5  %  der  Wohnungen,  in  denen  ältere  Menschen 
leben, barrierefrei oder wenigsten barrierearm sind. Die Sachverständigenkommission  ,,Wohnen  im 
Alter‘‘  errechnete  daraus  einen  Investitionsbedarf  von  39  Mrd.  €.  Damit  könnten  2,5  Mio. 
Wohnungen  zumindest  barrierearm  umgestaltet werden.  Im Bereich  der  Telemedizin  gibt  es  eine 
Reihe  von  Erfolg  versprechenden  Pilotversuchen.  Auch  die  Reorganisation  ärztlicher  und 
pflegerischer Tätigkeiten  in den Haushalten zeigt  interessante Entwicklungen, allerdings haben sich 
noch keine neuen Strukturen herausgebildet. Im Bereich der Bau‐ und Haustechnik besteht also ein 
großer Investitionsbedarf [vgl. Paulus/Hilbert 2011]. 

Im  Folgenden  soll  gezeigt  werden,  dass  eine  Mitfinanzierung  „Mitalternder  Wohnungen“  durch 
Mieter und Sozialkassen aus gesellschaftlicher Perspektive durchaus gerechtfertigt  ist. Dazu werden 
zwei Finanzierungshypothesen aufgestellt und analysiert. 



Altern lebenswert gestalten … 

104 

 

7.5.1 Hypothese 1  

„Mitalternde Wohnungen können Kosten akuter und chronischer Krankheiten verringern“ 

Eine  barrierefreie/‐arme  Wohnraumausstattung  in  Kombination  mit  der  Einbindung  technischer 
Assistenz  und  weiterer  Dienstleistungen  trägt  dazu  bei,  Stürze  in  der  eigenen  Wohnung  zu 
verhindern und wichtige Herz‐Kreislauf‐Parameter  zu überwachen, um  im Ernstfall die notwendige 
Hilfe  schnellstmöglich  zu  alarmieren.  Anhand  wissenschaftlicher  Studien  soll  die  gesellschaftliche 
Relevanz  dieser  Krankheitsbilder  aufgezeigt  werden,  um  das  ökonomische  Potenzial  von 
„Mitalternden Wohnungen“ als wirksames Mittel zur Prävention und Intervention abzuleiten. 

Präventive Umbaumaßnahmen zur Verringerung und Vermeidung akuter Erkrankungen wie Stürze 

Über ein Drittel der zu Hause lebenden Menschen über 65 Jahren stürzt ein Mal pro Jahr. Diese Rate 
wächst  mit  zunehmendem  Alter.  10  %  der  Sturzopfer  erleiden  Brüche.  Weitere  Folgen  sind 
Blutergüsse,  Abschürfungen,  Schnittwunden,  Zerrungen  oder  Verstauchungen  [vgl. Gillespie  et  al. 
2009]. 

Sturzfolgen  stellen eine hohe wirtschaftliche Belastung  für eine Gesellschaft dar. Die verursachten 
gesellschaftlichen  Kosten  durch  Stürze  sind  für  Deutschland  derzeit  nicht  verfügbar.  In  einigen 
Ländern wie den USA und Australien zeigen Studien jedoch bereits, dass Stürze zu den Verletzungen 
gehören, die bei älteren Menschen die höchsten Lebenszeitkosten verursachen. Ergebnisse aus 32 
Studien zu Sturzursachen und –folgen zeigen, dass Sturzkosten zwischen 0,9 und 1,5 % der gesamten 
Gesundheitskosten eines Landes ausmachen. Dies entspricht wiederum zwischen 0,1 und 0,2 % des 
Bruttoinlandsprodukts  eines  Landes  und  113  bis  547  USD  pro  Einwohner.  Die  Studien  ergaben 
weiterhin, dass abhängig vom Schweregrad die durchschnittlichen Kosten pro Sturzopfer mit einer 
medizinischen Behandlung bei 2.044 bis 25.955 USD  liegen, die durchschnittlichen Kosten pro Sturz 
(mit  und  ohne  Behandlung)  bei  1.059  bis  10.913  USD  und  die  durchschnittlichen  Kosten  pro 
stationärer  Behandlung  aufgrund  eines  Sturzes  zwischen  5.654  und  42.840  USD 
[vgl. Heinrich et al. 2011]. 

Legt man nun den Anteil  an den Gesundheitsausgaben  zugrunde, den  Stürze  im Alter  in  anderen 
Ländern verursachen,  so betragen die Gesamtkosten  in Deutschland allein  für Ältere  zwischen 2,1 
und 3,8 Mrd. € pro  Jahr. Diese Kosten  fallen  für eine eventuelle  stationäre Versorgung,  für einen 
höheren Pflegebedarf und für ambulante Leistungen an. Besonders hoch sind die Kosten im höheren 
Alter,  bei  Frauen,  bei  stationären  Krankenhausaufenthalten,  bei  Stürzen  in 
Langzeitpflegeeinrichtungen und im Falle von Brüchen [vgl. Heinrich et al. 2009].  

In  einer  Forschungsstudie  zu  den  Beweggründen  eines  Heimeintritts  gab  die  Hälfte  von  1.560 
Heimbewohnern an, aufgrund von akuten Erkrankungen oder dem daraus resultierenden Hilfe‐ und 
Pflegebedarf in ein Heim gezogen zu sein. Am häufigsten wurden bei den gesundheitlichen Gründen 
Unfallfolgen wie die eines Sturzes genannt. Das zweithäufigste Problem betraf die Ausstattung der 
Wohnung. Dies  zeigt,  dass Wohnungsmängel  einen  entscheidenden Anteil  an  den Ursachen  einer 
Wohnungsaufgabe ausmachen [vgl. Schneider 2009].  
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Evaluierungen  zu  geeigneten  Umgebungsanpassungen  als  Interventionsmaßnahme  zeigen,  dass 
Umbaumaßnahmen und technische Assistenzsysteme bei Personen mit erhöhtem Sturzrisiko effektiv 
sein können [vgl. Campbell 2005, Lin 2007, Pardessus 2002]. 

Dies  betrifft Menschen,  die  im  letzten  halben  Jahr  einen  Sturz,  in  den  letzten  fünf  Jahren  einen 
Knochenbruch oder einen Bruch der Wirbelkörper durch Osteoporose erlitten. Des Weiteren zählen 
Personen  mit  einer  Parkinson´schen  Erkrankung  mit  Gehbehinderung,  einem  Schlaganfall  mit 
Gehbehinderung,  Epilepsie  oder  einer  Demenzerkrankung  zum  gefährdeten  Kreis.  Besonders  bei 
Menschen  mit  einer  Sehbehinderung,  z.  B.  durch  den  grünen  und  grauen  Star,  sind  diese 
Maßnahmen effektiv  in Bezug auf die Reduktion der Sturzrate und des Sturzrisikos. Ferner gibt es 
noch  weitere  Möglichkeiten,  die  aus  physiologischer  Sicht  zu  Stürzen  führen  können.  Die  Zahl 
schwerer Stürze lässt sich schon mit kleinen Maßnahmen wie der Umgestaltung der Wohnräume um 
bis zu 40 % vermindern [vgl. Gillespie et al. 2009].  

Es  wird  deutlich,  dass  die  Prävention  von  Stürzen  und  sturzbedingten  Verletzungen  auch  in 
Deutschland notwendig und  förderungsfähig  ist. Da bauliche Mängel  in der eigenen Wohnung und 
die Folgen eines Sturzes häufige Ursachen für den Eintritt in ein Pflegeheim sind, stellen „mitalternde 
Wohnungen“  eine  gute  Lösung  zur  Vermeidung  dieser  Krankheiten  und  damit  zur  Reduktion  der 
gesellschaftlichen Kosten dar. 

Assistenzsysteme zur Überwachung chronischer Krankheiten wie Herz‐Kreislauf‐Erkrankungen 

Die Steigerung der Patientensicherheit durch elektronische Assistenzsysteme findet auf drei Ebenen 
statt:  Public  Health  Ebene,  Klinische  Ebene,  Personal  Health  Ebene.  Technische  Innovationen  auf 
Personal  Health  Ebene  können  dazu  beitragen,  die  Sicherheit  der  Patienten  zu  erhöhen,  da  der 
Einsatz moderner Informations‐ und Kommunikationstechnologien eine verbesserte Transparenz und 
Datenverfügbarkeit mit  sich  zieht  und  somit  qualitätssteigernde  Effekte  zu  beobachten  sind. Dies 
geschieht beispielsweise durch die Überwachung der Körperfunktionen bei Hochrisikopatienten  im 
häuslichen Umfeld [vgl. Reiher et al. 2008]. 

Telemedizinische Heimsysteme können, besonders für Patienten mit chronischen Erkrankungen, eine 
Erleichterung  darstellen. Mehr  als  50 %  der  Gesundheitsausgaben  in  Deutschland werden  durch 
chronische Krankheiten wie Diabetes und kardiovaskuläre Erkrankungen verursacht, die allgemein als 
typische Zivilisationskrankheiten betrachtet werden.  In Deutschland  stirbt beispielsweise  fast  jeder 
Zweite an einer Störung seines Herz‐Kreislauf‐Systems [vgl. Müller et al. 2008]. 

Besonders bedeutsam ist in diesem Zusammenhang die Herzinsuffizienz. Sie wird in Deutschland bei 
über 800.000 Patienten pro Jahr diagnostiziert und verursacht jährliche Ausgaben in Höhe von 2 Mrd. 
€ allein für Patienten über 65 Jahren. Zwei Drittel dieser Kosten stellen Krankenhausaufenthalte dar. 
Zudem zeichnet die Herzinsuffizienz eine sehr hohe Rehospitalisierungsrate von bis zu 40 % innerhalb 
von  drei  bis  sechs  Monaten  aus.  Mehr  als  die  Hälfte  der  Wiederaufnahmen  resultieren  unter 
anderem aus einer fehlenden Medikamenten‐Einhaltung (64 %) oder einer Fehlernährung (55 %). Das 
maximale  Einsparpotenzial  liegt  schätzungsweise  bei  bis  zu  1  Mrd.  €  pro  Jahr  in  Deutschland 
[vgl. Biermann 2008]. 

Telemonitoring  bei  Herzinsuffizienz  ermöglicht  eine  rechtzeitige  Erkennung  und  Behandlung  von 
Patienten  bei  akuter  Verschlechterung  des  Gesundheitszustands,  indem  die  Vitalparameter  per 
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Fernüberwachung  beobachtet werden. Wichtige  Gesundheitsdaten werden  für  die  behandelnden 
Ärzte zeitnah erreichbar. Dies gibt dem Patienten mehr Sicherheit im Umgang mit seiner Erkrankung. 
Auch  sind  die  Individuen  besser  informiert  und  haben  ein  Gefühl  von  Kontrolle  aufgrund  der 
stärkeren und selbstständigeren Auseinandersetzung mit ihrer Krankheit [vgl. Reiher et al. 2008]. 

Auch die  Implantation einer  künstlichen Herzklappe hat  zwar  zunächst  in den meisten  Fällen eine 
verbesserte  Lebensqualität  zur  Folge,  dennoch müssen  die  Patienten  für  den  Rest  ihres weiteren 
Lebens  gerinnungshemmende  Mittel  einnehmen.  Daraus  resultieren  die  Notwendigkeit  einer 
permanenten Überwachung der Blutgerinnungswerte und eine Anpassung der Medikamentendosis. 
Bisher  ist  für  diese  Fälle  das  Aufsuchen  des  Krankenhauses  oder  der  Arztpraxis  Voraussetzung. 
Telemedizinische  Systeme  ermöglichen  es  jedoch,  Diagnosen  und  die  Überwachung  von 
Vitalfunktionen in den Wohnungen durchführen zu lassen. 

Die  höhere  Inanspruchnahme  des  Gesundheitswesens  durch  älter  werdende Menschen  und  die 
gleichzeitige Verschiebung  im Altersprofil der niedergelassenen Ärzte  resultieren  in der Nachfrage 
von  immer  mehr  Leistungen,  die  von  immer  weniger  Ärzten  erbracht  werden  müssen.  Eine 
veränderte  Organisation  der  alltäglichen  medizinischen  Versorgung  erscheint  somit  zwingend 
notwendig. Das  direkte Umfeld  des  Individuums  kann  beispielsweise  zum Ort  der Datenerhebung 
und Überwachung des eigenen Gesundheitszustandes werden [vgl. Reiher et al. 2008]. 
Fast alle nationalen und internationalen klinischen Studien zeigen, dass technische Assistenzsysteme 
unter Mitwirkung der Patienten zu niedrigerer Mortalität und einer höheren Lebensqualität führen, 
ohne  die  Gesamtkosten  zu  steigern.  Eindeutigere  Aussagen  hinsichtlich  direkter  und  indirekter 
Kosten  sowie  des  medizinischen  Outcomes  müssen  für  eine  Umsetzung  im  deutschen 
Gesundheitssystem im Rahmen von gesundheitsökonomischen Studien noch nachgewiesen werden. 
Die positiven Auswirkungen einer Telemedizin‐Unterstützung  für bestimmte Erkrankungen konnten 
jedoch bereits dargestellt werden [vgl. Biermann 2008]. 

7.5.2 Hypothese 2 

„Kostenvergleich: Mitalternde Wohnungen verursachen geringere gesellschaftliche Kosten als die 
Unterbringung in einem Pflegeheim.“ 

Im  Folgenden  soll  mithilfe  einer  Beispielrechnung  gezeigt  werden,  wie  sich  die  Kosten  für  die 
Gesellschaft  entwickeln,  wenn  ein  Mieter  durch  die  präventiven  Maßnahmen  in  „Mitalternden 
Wohnungen“ erst zu einem späteren Zeitpunkt in eine stationäre Pflegeeinrichtung wechseln muss.  

Den  Berechnungen  liegt  die  Annahme  der  Pflegestufe  I  zugrunde,  da  bei  Pflegebedürftigen  der 
Pflegestufe  I der Betreuungsaufwand  typischerweise noch überschaubar  ist und  somit  auch durch 
ambulante  Pflegedienste  erbracht  werden  kann.  Der  Anteil  stationär  versorgter  Pflegefälle  in 
Pflegestufe  I an allen  stationären Pflegefällen betrug 2009  in Sachsen 35 %. Raffelhüschen betont, 
dass eine Auslagerung der  stationären Betreuung der Pflegestufe  I  in eine ambulante pflegerische 
Versorgung eine Reduzierung der zukünftig benötigten Anzahl an Pflegeheimplätzen mit sich bringt 
[vgl. Raffelhüschen et al. 2011]. 
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Vergleich der monatlichen Kosten 

Um Vergleichsrechnungen durchführen zu können, wird  im Folgenden Bezug auf die Berechnungen 
im  Kapitels  7.4  genommen  und  es  können  zusammenfassend  pauschalisierte  Referenzwerte  der 
„Mitalternden Wohnung“ dargestellt werden (vgl. Tabelle 6). 

Tabelle  6:  Kosten  bei  Verbleib  in  umgebauter  Wohnung  (basierend  auf  Referenzwerten  der 
Pilotobjekte) 

 
 

2010  2011  2012 

I. Investitionskosten 

baulicher Umbau + Basisausstattung (Bestand)  34.500 €  34.500 €  34.500 € 

AAL‐System in Vollversion Grundmodul bis Ausbaustufe 2 
 

         19.000 € 
 

10.000 € 
 

5.000 € 

Diese Kosten werden finanziert durch die Wohnungsgenossenschaft und durch Umlage auf die Miete, woraus sich 
nachfolgende Werte ergeben: 

II. Laufende Mietkosten für Unterkunft 

durchschnittliche Miete 
8,00 €/m² 

448 €/Monat 
7,50 €/m² 

420 €/Monat 
6,90 €/m² 

387 €/Monat 

Betriebskosten (kalt und warm) 
2,05 €/m² 

115 €/Monat 
2,05 €/m² 

115 €/Monat 
2,05 €/m² 

115 €/Monat 

„techn. Servicepauschale“ 
(Internetanschluss, Notrufanschluss, Kabelnetz, 
Fernsehen, Stromkosten Assistenzsystem, techn. 
Wartung/Betreuung) 

60 €/Monat  60 €/Monat  60 €/Monat 

Gesamtmietkosten 
(inkl. Betriebskosten „techn. Servicepauschale“ und 
Investitionskosten) 

623 €/Monat  595 €/Monat  562 €/Monat 

III. Ambulante Pflegekosten (Pflegestufe 1) 

Inanspruchnahme Pflegedienst (Pflegesachleistung)  440 €/Monat  440 €/Monat  450 €/Monat 

Betreuung durch Angehörige (Pflegegeld)  225 €/Monat  225 €/Monat  235 €/Monat 

IV. Verpflegung 

Verpflegungspauschale  200 €/Monat  200 €/Monat  200 €/Monat 

V. Mögliche Gesamtkosten 

Maximum  1.263 €/Monat  1.235 €/Monat  1.212 €/Monat 

Minimum  1.048 €/Monat  1.020 €/Monat  997 €/Monat 

 

Um  eine  übersichtliche  Darstellung  zu  gewährleisten,  wird mit  aufgerundeten Werten  kalkuliert. 
Dabei  wird  von  einer  typischen  Bestand‐  und Wohnsituation  älterer  Personen  ausgegangen:  Die 
Wohnungsgröße beträgt 56 qm und kann von ein bis zwei Personen bewohnt werden. Das Gebäude 
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ist barrierearm und mit Vollwärmeschutz gestaltet. Es befindet sich  jedoch kein Personenaufzug  im 
Haus und das Assistenzsystem ist kabelgebunden.14 

Die Berechnungen ergeben bei Unterbringung  in einer „Mitalternden Wohnung“ monatliche Kosten 
in  Höhe  von  ca.  1.212  €.  Es  ist  zu  berücksichtigen,  dass  hierbei  zum  Großteil  Maximalwerte 
verwendet  und  synonym  zur  stationären Unterbringung  alle  Kostenpositionen  aufgeführt wurden, 
um eine Übertragbarkeit zu gewährleisten und die Kosten nicht zu übervorteilen. 

Hinsichtlich  der  Kennziffern  zur  vollstationären  Pflege  finden  nachfolgende  Referenzwerte  aus 
Erfahrungen  und  Berechnungen  von  Wohlfahrtsträgern  Verwendung.  Es  liegen  Zahlen  zu  den 
Baukosten  und  den  durchschnittlichen  Kosten  eines  Pflegeplatzes  pro  Tag  vor.  Für  die  baulichen 
Kosten  vollstationärer  Einrichtungen  werden  aufgrund  der  Sinnfälligkeit  nur  Neubaukosten 
angeführt. Dennoch werden diese in Vergleich zum Bestandsumbau von Wohnungen gesetzt, weil im 
Breitenbestand wenig  neu  gebaut wird.  Ferner  sind  die  Investitionskosten  pro Wohneinheit  bzw. 
Gebäude  zwischen  Neubau  und  Bestand  als  ähnlich  zu  betrachten.  Die  Gesamtkosten  eines 
Pflegeplatzes  pro Monat  ergeben  sich  unter  Annahme  einer  durchschnittlichen Monatslänge  von 
30,4 Tagen. 

Tabelle 7: Kosten bei Unterbringung in einem Pflegeheim 

 
 

Kosten pro Pflegeheimplatz 

Baukosten (Neubau) 

Heimgröße: bis 50 Plätze  3.500.000 € (= 70.000 €/Platz) 

Heimgröße: bis 80 Plätze  4.000.000 € (= 50.000 €/Platz) 

Kosten des Pflegeplatzes 

I. Pflegesatz + 
II. Unterkunft und Verpflegung + 
III. Investitionspauschale (anteilige Investitions‐ und Betriebskosten) 

50 € bis 70 € 

Gesamtkosten des Pflegeplatzes 

Maximum  2.128 €/Monat 

Minimum  1.520 €/Monat 

 

Unter Verwendung der minimalen  täglichen Kosten von 50 € pro Platz ergibt sich ein monatlicher 
Betrag von 1.520 € pro Pflegeheimplatz. Somit  liegen die monatlichen gesellschaftlichen Kosten bei 

                                                            

14  In  der  Anlage  „Berechnungen  am  Beispiel  der  Wohnungsbaugenossenschaft  Burgstädt  eG“ 
erhalten  Sie  ferner  einen  Überblick  über  durchschnittliche  Mietpreisberechnungen  hinsichtlich 
unterschiedlicher Ausstattungsgrade von Gebäuden am Beispiel der WBG Burgstädt eG.  
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Verbleib  in  einer  „mitalternden Wohnung“ mit maximal  1.212  €  unter  denen  der  vollstationären 
Pflege. 

Vergleich der längerfristigen Kosten und Differenzierung nach Kostenträgern 

Die  bisher  aus  gesamtgesellschaftlicher  Perspektive  betrachteten Wohnkosten,  einschließlich  der 
Betreuungspauschalen und der teilweise umgelegten Investitionskosten, können auf den Nutzer, die 
Wohnungsgenossenschaft, den Träger des Pflegeheims und das soziale Sicherungssystem aufgeteilt 
werden. 
In der „Mitalternden Wohnung“ fallen gemäß der betriebswirtschaftlichen Betrachtung  in Abschnitt 
7.4 Kosten für den Umbau sowie den Betrieb einer „Mitalternden Wohnung“ an. Kostenträger sind 
im Wesentlichen  die Wohnungsgenossenschaft  und  der Nutzer. Bestimmte  Kostenanteile  könnten 
darüber  hinaus  durch  Sozialkassen  und  entsprechende  Förderprogramme  finanziert  werden.  Die 
Annahme der Pflegestufe  I  in der vergleichenden Kostenbetrachtung  impliziert darüber hinaus die 
Inanspruchnahme  eines  ambulanten  Pflegedienstes. Die  daraus  resultierenden  Kosten werden  im 
Allgemeinen, ergänzt um die Erläuterungen  im Abschnitt 7.3.3,  in unterschiedlichen Anteilen durch 
folgende  Kostenträger  getragen:  soziale  Pflegeversicherung,  Krankenkassen, öffentliche Haushalte, 
private Haushalte (vgl. Tabelle 8). 

Tabelle 8: Kostenträger der ambulanten Pflege (Eigene Darstellung nach Simon (2008)). 

Kostenträger  Zuständigkeit 

Soziale 
Pflegeversicherung 

Vergütung von Pflegesachleistungen der Langzeitpflege bei Pflegebedürftigen 

Krankenkassen  Vergütung der häuslichen Krankenpflege und hauswirtschaftlicher Leistungen 

Öffentliche Haushalte 
Finanzierung ambulanter Pflegeleistungen im Rahmen der Sozialhilfe (Kommunen) und 
Investitionsförderung für Ausbau und Erhalt ausreichender Pflegeinfrastruktur (Länder) 

Private Haushalte  Finanzierung zusätzlicher pflegerischer und hauswirtschaftlicher Leistungen 

 

Im Pflegeheim fallen demgegenüber Kosten für die allgemeinen Pflegeleistungen (Pflegesatz) sowie 
Entgelte für Unterkunft und Verpflegung an (§ 82 Abs. 1 SGB XI). Darüber hinaus können Kosten für 
Investitionsaufwendungen  entstehen,  die  nicht  öffentlich  gefördert werden  (§  82  Abs.  3  SGB  XI) 
[vgl. Augurzky et al. 2008]. Diese Kosten können wieder von verschiedenen Parteien entsprechend 
Tabelle 9 getragen werden. 

Tabelle 9: Kostenträger der stationären Pflege (Eigene Darstellung nach Simon (2008)). 

Kostenträger  Zuständigkeit 

Soziale 
Pflegeversicherung 

Vergütung der allgemeinen pflegerischen Leistungen und der sozialen Betreuung  in Höhe der 
Pflegestufe 

Öffentliche Haushalte 
Kosten der Pflege, Unterkunft sowie Beteiligung an den Investitionskosten 

Private Haushalte 
Kosten für Unterkunft und Verpflegung, u. U. Beteiligung an Investitionskosten 
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Gemäß der Studie „Volkswirtschaftlicher Vergleich von altengerechten Wohnversorgungstypen“ 
kann durch eine altersgerechte Adaptierung der Wohnanlage die Verweildauer für eine ältere Person 
in der eigenen Wohnung um ca. fünf Jahre verlängert werden. Dies bildet eine gute Grundlage, um 
im Rahmen eines Längsschnitts die Kosten für den Nutzer und die öffentlichen Haushalte hinsichtlich 
der „Mitalternden Wohnung“ und einer vollstationären Einrichtung zu vergleichen (siehe Tabelle 10). 

Tabelle 10: Aufteilung der Mietkosten auf Nutzer und Staat 

  Gesamtkosten 
Eigenmittel 
Nutzer 

Eigenmittel Staat 

I. Kosten je Nutzer/Pflegeplatz pro Monat 

         „Mitalternde Wohnung“  1.212 €  762 €* 
  450 € 

        (max. Pflegesachleistung) 

          Pflegeheim  1.520 € 
497 €                      1.023 € 

(stationäre Pflegeleistung) 

II. Kosten je Nutzer/Pflegeplatz über 5 Jahre 

         „Mitalternde Wohnung“  72.720 €  45.720 €*  27.000 € 

         Pflegeheim  91.200 €  29.820 €  61.380 € 

III. Kosten je 50 Nutzer/Pflegeplätze über 5 Jahre 

         „Mitalternde Wohnung“  3.636.000 €  2.286.000 €*  1.350.000 € 

         Pflegeheim  4.560.000 €  1.491.000 €  3.069.000 € 

 (* Zwar scheint der Eigenanteil der Nutzer an dieser Stelle höher als bei stationärer Unterbringung im Pflegeheim, es bleibt 
jedoch unberücksichtigt, dass in der „Mitalternden Wohnung“ zwei Personen leben können. Ist dies der Fall, halbieren sich 
die Mietkosten jeweils für beide Nutzer.) 

Die  durchschnittliche  Rente  in  Sachsen  beträgt  laut  Rentenreport  2011  857  €. Daher wird  in  den 
vorliegenden  Berechnungen  davon  ausgegangen,  dass  sowohl  der  Pflegeheimplatz  als  auch  die 
„Mitalternde  Wohnung“  ohne  zusätzliche  öffentliche  Kosten  wie  beispielsweise  Wohn‐  oder 
Pflegewohngeld finanziert werden können. In die Eigenmittel des Staates fließt nur der Höchstbetrag 
an  Pflegesachleistungen  von  450  €  ein,  da  ein  wichtiger  Punkt  im  Konzept  der  „Mitalternden 
Wohnung“ die Entlastung Angehöriger ist. Daher bleibt das Pflegegeld unberücksichtigt. 

Ergebnisse 

Die Tabellen 1, 2 und 5 verdeutlichen das enorme Einsparpotenzial  für die Gesellschaft. Über den 
analysierten Zeitraum von fünf Jahren können durch den Verbleib in einer „Mitalternden Wohnung“ 
18.480  €  eingespart werden  gegenüber  dem  vollstationären Aufenthalt  in  einem  Pflegeheim. Aus 
öffentlichen  Mitteln  muss  in  diesem  Zeitraum  sogar  34.380  €  weniger  Zuschuss  pro 
Pflegebedürftigem  geleistet werden. Bei  einer  durchschnittlichen  Pflegeheimgröße  von  50  Plätzen 
und über die  angesprochene Dauer  von  fünf  Jahren  können durch den  verzögerten  Eintritt  in  ein 
Pflegeheim  insgesamt  924.000  €  eingespart  werden.  Darüber  hinaus  ist  zu  beachten,  dass  die 
„Mitalternde  Wohnung“  auch  von  zwei  Personen  bewohnt  werden  kann,  wodurch  sich  die 
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Mietkosten  pro  Person  halbieren  und  somit  geringere  Eigenmittel  als  bei  der  stationären  Pflege 
aufgebracht werden müssen.  
Um die Bedeutung dieses Potenzials für Sachsen hervorzutun, bietet sich ein kurzer Blick auf die Zahl 
der Pflegebedürftigen  im Freistaat an. Im Jahr 2009  lebten  in Sachsen 60.963 Pflegebedürftige über 
65 Jahren mit der Pflegestufe I. Davon erhielten 13.996 Personen Leistungen aus öffentlichen Mitteln 
für  vollstationäre  Pflege  und  20.011  bekamen  Zuschüsse  zur  ambulanten  Pflege  in  Form  von 
Pflegesachleistungen  (vgl.  Pflegestatistik  2009,  Statistisches  Bundesamt).  Entsprechend  hoch 
gestaltet sich die maximale Zuschusshöhe durch die Pflege‐ und Krankenversicherung  in einem Jahr 
(748  Mio.  bzw.  9  Mio.  €).  Infolge  dieser  Berechnungen  wird  deutlich,  dass  eine  entsprechend 
ausgerüstete  Wohnung  als  weiterer  Gesundheitsstandort  durchaus  finanziell  tragbar  und  nicht 
kostenintensiver als die Alternative ist. 

7.6 Zu lösende Herausforderungen 

Eine wesentliche Erkenntnis  ist, dass eine Finanzierung der mikrosystemtechnischen und baulichen 
Lösungen  in  Einheit  mit  Dienstleistungen  in  kombinierten  Formen  nur  fallspezifisch  in  breiter 
Lastenteilung und Verantwortungsübernahme denkbar ist, um die Kosten für alle Beteiligten auf ein 
akzeptables Niveau zu begrenzen. Dies bedeutet, dass Wohnungsgenossenschaften, die Nutzer, der 
Staat und soziale Träger sowie bei der Lösung partizipierende Dienstleister die Finanzierung nur  in 
partnerschaftlichen Strukturen bewältigen können.  
 
Bauliche  Lösungen  müssen  weiterhin  durch  Bundes‐  und  Landesförderprogramme  unterstützt 
werden.  Generell  gilt  es,  diese  Förderprogramme  (z. B.  KfW  –  Altersgerecht  umbauen)  wieder 
aufzulegen und/oder  zu verstetigen. Bestehende Förderprogramme,  z. B.  Landesförderprogramme, 
sollten  inhaltlich geprüft und wenn möglich, um bautechnische  Inhalte erweitert werden, die eine 
förderfähige Grundlage für bestimmte AAL‐Komponenten (beispielsweise Kabel, Schalter, Sensoren) 
darstellen. Grundlegend sollten neue Möglichkeiten der Antragstellung in Betracht gezogen werden, 
die  im Notfall/Bedarfsfall eine schnellere  Intervention zulassen und eine  langwierige Antragstellung 
umgehen. 

Betrachtet  man  die  Finanzierung  sozialer  Leistungen,  wird  das  durch  die  sozialen  Träger  (z. B. 
Kranken‐ und Pflegekasse) nur  im Bereich der Pflegebedürftigkeit durch Sach‐ und Pflegeleistungen 
gewährleistet.  Unter  Berücksichtigung  der  zunehmenden  Anzahl  an  Personen,  die 
Alterseinschränkungen  unterliegen,  jedoch  keiner  Pflegestufe  zugeordnet  sind,  ergibt  dies  eine 
notwendige gesellschaftliche Diskussion zur Mitverantwortung von Kranken‐ und Pflegekassen sowie 
entsprechender  staatlicher  Behörden.  Sowohl  die  Vergütung  als  auch  die  Erbringung  von 
Gesundheitsdienstleistungen sollten in ein medizinisches Pflegenetzwerk auf Landesebene integriert 
werden.  Somit  könnten  eine  Umverteilung  vorhandener Mittel  und  neue  Budgetierungskonzepte 
greifen, die AAL‐Technik integrieren [vgl. Henke/Troppens 2010].  

„Der Beitrag von AAL‐Technologien und ‐systemen ist in diesem Kontext in der Vermeidung direkter, 
indirekter und psychosozialer Krankheitskosten bei den erkrankten oder pflegebedürftigen Personen 
zu sehen“ [Henke/Troppens 2010, S. 144). Dabei betrifft die Kranken‐ und Pflegekassen vor allem die 
Einsparung  sozialer  Kosten  stationärer  Heimunterbringung  durch  Förderung  entsprechend 
ausgestatteter Wohnungen,  die  präventiv wirken  können.  Es  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  dass 
entsprechende  Anpassungen  im  Sozialgesetzbuch  IX,  XI  und  XII  erfolgen,  um  zukünftigen 
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Anforderungen der Wohnung als 3. Gesundheitsstandort gerecht  zu werden. Dabei bieten  sich  für 
die  Ausgabenträger  im  sozialen  und  Gesundheitsbereich  nicht  nur  Vorteile  durch 
Einsparungspotenziale (z. B. durch Steigerung der Effizienz), sondern es ermöglicht auch eine erhöhte 
Kundenbindung  durch  Kundenzufriedenheit  und/oder  Erweiterung  des  Angebotsspektrums  durch 
das Angebot von Zusatzleistungen im Bereich AAL sowie einer qualitativen Verbesserung von Pflege. 

Für  die  Finanzierung  der  rein  technischen  Lösungen  im  AAL‐Bereich  besteht momentan  nur  die 
Möglichkeit der privaten  Finanzierung durch die Wohnungsgenossenschaft und den Nutzer  (direkt 
oder durch Umlage  auf  die Miete). Denkbar wären  jedoch  auch  im privaten  Finanzierungsbereich 
Beteiligungen  durch  Dienstleister,  deren  Investitionen  sich  über  einen  längerfristigen  Zeitraum 
rechnen  können.  Dies  sollte  jedoch  unter  Beachtung  der  steuerlichen  Veranlagung  von 
Genossenschaften im Einzelfall geprüft werden.  
 
Ferner sollten gesetzliche Regelungen und Rahmenbedingungen, die die Thematik Demografie und 
entsprechende Strukturen  tangieren, verbessert und  interdisziplinär erweitert werden. Anzuführen 
sind  dabei  auch  steuerliche  Aspekte.  Insbesondere  Letztgenanntes  könnte  für  Vermieter,  Nutzer, 
Dienstleister  ein  besonderer Anreiz  sein, weiterhin  in  die  entsprechende  bauliche  und  technische 
Anpassung von Wohnraum zu investieren.  
Am  Beispiel  der  Nutzer wären  hierzu Möglichkeiten,  dass  z. B.  Aufwendungen  für  diese  i.  S.  der 
Wohnungsanpassung  als  unbeschränkt  abzugsfähige  Sonderausgaben/außergewöhnliche 
Belastungen steuerlich anerkannt werden  (und nicht nur ein  teilweiser Abzug entstandener Kosten 
bei Nachweis einer Schwerbehinderung erfolgt), oder dass beispielsweise Aufwendungen/Ausgaben 
von  Familienangehörigen/Personen,  die  ihre  Angehörigen  in  solchen  Maßnahmen  finanziell 
unterstützen,  diese  nicht  nur  in  „besonderen  Fällen“  als  außergewöhnliche  Belastungen  in  ihrer 
Steuererklärung geltend machen  können.  Für Vermieter wären  Sonderabschreibungsmöglichkeiten 
zu prüfen. Von Bedeutung wären weiterhin steuerliche Restriktionen auszuschließen. Beispielsweise 
sollte  die  steuerliche  Gesetzgebung  notwendige  Kooperationen  (insbesondere  bei 
Genossenschaften) nicht behindern.  

Betrachtet man  zusammenfassend  die Vorteile  der  „Mitalternden Wohnung“  aus  der Verbindung 
von  baulichen,  technischen  und  sozialen  Komponenten,  wird  deutlich,  dass  sich  Folgekosten  für 
Wohnungen und deren Betrieb durch eine multifunktionale Auslegung der Technik  senken  lassen. 
Die altersgerechte/bedarfsgerechte Modernisierung und Anpassung einer Wohnung  ist  somit nicht 
als isolierte Aufgabe zu sehen, sondern als komplexes Gebilde mit einer weitgreifenden Infrastruktur, 
die sich auf verschiedenste Bereiche erstreckt. Weiterhin  ist davon auszugehen, dass sich mit einer 
zunehmenden  Marktdurchdringung  Kosten  in  verschiedenen  Bereichen  reduzieren  lassen,  dafür 
sollten oben genannte Rahmenbedingungen förderlich verändert werden. 
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8 Fazit 
Das ambitionierte Ziel des Konzeptes der „Mitalternden Wohnung“ besteht in einem durchschnittlich 
um fünf bis sieben Jahre verlängerten selbstbestimmten Wohnen in der vertrauten Wohnumgebung, 
auch bei zunehmenden, altersbedingten physischen und/oder psychischen Einschränkungen. Gelebte 
genossenschaftliche  Prinzipien  wie  Miteigentum,  Selbstverwaltung  und  Solidarität  bieten  einen 
hervorragenden Grundstock für die Umsetzung eines solchen Konzeptes.  

Der  im  Rahmen  des  Konzeptes  bereitgestellte  Leistungsmix  aus  aufeinander  abgestimmten 
baulichen,  technischen  und  sozialen  Komponenten  unterstützt  Bewohner  mit  zunehmenden 
Einschränkungen  ihrer  körperlichen  und/oder  geistigen  Fähigkeiten  in  ihrer  selbstbestimmten 
Lebensführung. Gleichzeitig bietet der verfügbare Leistungsmix allen Bewohnern Optionen für einen 
erhöhten Wohnkomfort. Das  erhöht  die Akzeptanz  der  „Mitalternde Wohnung“,  unabhängig  vom 
Alter oder von der aktuellen Lebenslage ihrer Nutzer.  

Die  von  der WBG  Burgstädt  im  Rahmen  des  Konzeptes  der  „Mitalternde Wohnung“  umgesetzte 
Pilotwohnung  hat  eine  alle  Erwartungen  übertreffende  Resonanz  in  der  regionalen  und 
bundesweiten  Öffentlichkeit  erzielt.  Sie  erweist  sich  als  ein  sehr  wirksames,  lebendiges  und 
nachhaltiges Lern‐ und Transferobjekt, nach dessen Vorbild bereits weitere Wohnungen in Burgstädt 
und  in anderen Wohnungsgenossenschaften entstanden.  In diesem Zusammenhang konnte eine  im 
Vorfeld verbreitete, auf Technikaversion, insbesondere älterer und weiblicher Bewohner begründete 
Befürchtung  relativiert  werden,  dass  eine Wohnung,  „vollgestopft“ mit  Technik  kaum  Akzeptanz 
finden  würde.  Die  Technik  der  „Mitalternden Wohnung“  arbeitet  auf Wunsch  „unsichtbar“  und 
diskret  im  Hintergrund,  ermöglicht  aber  gleichzeitig  dem  interessierten  Nutzer,  Funktionalitäten 
individuell zu konfigurieren.  

Um  von  Beginn  an  einen  maßgeschneiderten  und  akzeptierten  Lösungsmix  für  die  Nutzer  zu 
schaffen, hat sich deren frühzeitige Einbeziehung und Mitwirkung bewährt. Dabei kam und kommt es 
darauf an, „fassbare“ Ideen pilothaft und nach Möglichkeit vor Ort umzusetzen, um den Prozess der 
Sensibilisierung und Aktivierung  zu unterstützen und  im Rahmen angeregter Diskussionen mit den 
künftigen Nutzern nachhaltig zu fördern. Mit Hilfe der Pilotwohnungen wird zugleich ein Lernprozess 
für eine regionalspezifische Realisierung des Konzeptes ermöglicht, der mit der Umsetzung baulicher 
und technischer Grundlagen beginnt und bis  in den Aufbau  funktionierender Partnerstrukturen vor 
Ort reicht.  

Unter  Berücksichtigung  der  für  Wohnungsgenossenschaften  geltenden  Gesetze  und  Vorschriften 
erfordert  die  Konzeptumsetzung  neben  der  baulichen  Ertüchtigung  und  technischen Vorbereitung 
der  Wohnung  den  Aufbau  von  leistungsfähigen  Serviceketten  für  eine  Bereitstellung 
wohnbegleitender, sozialer und Gesundheitsdienstleistungen. Partnerschaftliche Kooperationen mit 
trainierten  Abläufen, wie  es  das  Beispiel  der  „Mitalternden Wohnung“  in  Burgstädt  verdeutlicht, 
bilden dafür eine solide Basis.  

Die  sächsische Wohnungswirtschaft  sieht  sich  bei  der  Konzeptumsetzung  herausfordernden  und 
ambivalenten  Umfeldbedingungen  gegenüber.  Der  Wohnungsmarkt  hat  sich  durch  die 
demografische  Entwicklung  und  die massive  Binnenwanderung  von Ost‐  nach West  seit mehr  als 
einem  Jahrzehnt  in  der  Fläche  zum  Angebotsmarkt  entwickelt.  Das  reduziert  die  finanziellen 
Spielräume  von  Wohnungsanbietern.  Gleichzeitig  steigt  aufgrund  der  alternden  Mieter‐  und 
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Bevölkerungsstruktur  der  Bedarf  an  Lösungen  für  ein  selbstbestimmtes Wohnen  im  Alter  in  den 
sächsischen  Wohnungsgenossenschaften  spürbar.  Notwendige  Anpassungen  von  Gebäuden 
erfordern  zusätzliche  finanzielle  Ressourcen. Die Haushaltseinkommen  von Ruheständlern werden 
jedoch  in  den  kommenden  Jahren  tendenziell  sinken.  Diese  durchaus  widersprüchlichen 
Umfeldbedingungen  bilden  den  Rahmen  zur  Gestaltung  und  Umsetzung  des  Konzeptes  der 
„Mitalternden Wohnung“. 

Diesen Herausforderungen stellt sich das Konzept der „Mitalternden Wohnung“, indem es sowohl die 
Installations‐  als  auch  die  Folgekosten  für  die  Wohnungen  und  deren  Betrieb  durch  eine 
multifunktionale Auslegung der Technik  sowie durch einen am  individuellen Bedarf ausgerichteten 
Zuschnitt  bereitgestellter  Servicemodule  fallspezifisch  auf  ein  Mindestmaß  begrenzen  lässt.  Ein 
ausgewogenes  und  tragfähiges  Finanzierungsmodell,  welches  den  unterschiedlichen  Bereichen, 
Spielräumen  und  Möglichkeiten  der  „Mitalternden  Wohnung“  gerecht  wird,  berücksichtigt  die 
einmaligen  Investitionskosten  für  die  Errichtung  sowie  die  Kosten  für  den  laufenden  Betrieb 
einschließlich der Sicherung der Verfügbarkeit.  

Entscheidende  Antworten  aus  Politik  und  Gesellschaft  zum Wert  eines  langen,  selbstbestimmten 
Lebens  in der gewohnten Umgebung  stehen noch  aus. Das betrifft  in erster  Linie den  finanziellen 
Aspekt.  Vergleichende  Szenarien  zu  Kosten  in  unterschiedlichen Wohnformen  bei  vergleichbaren 
Graden der physischen und psychischen Einschränkung von Menschen werden helfen, den Mehrwert 
für die Gesellschaft gegen die Mehrkosten aufzurechnen und die notwendigen Entscheidungen  zu 
treffen. 
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